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Anleiheſurrogate. 


Gerade jetzt, wo wir zur Zeichnung der 
achten Kriegsanleihe ſchreiten, regen ſich 
naturgemäß wieder diejenigen Fachleute und 
Schwärmer, die dem Deutſchen Reiche behilf⸗ 
lich ſein wollen, ſeine Anleiheſchuld auf mög 
lichſt leichte Weiſe zu tilgen. Seitdem Hinden⸗ 
burgs Schwert an der Weſtfront die kräf⸗ 
tigſte Werbetätigkeit für Deutſchlands zufünf- 
tige politiſche und damit auch wirtſchaftliche 
Größe wieder entfaltet hat, iſt ja nun wohl 
glücklich die Zahl der fürwitzigen ſchlimmen 
Propheten zum Schweigen gebracht, die vor 
dem Uebermaß deutſcher Schulden graulich 
machten und erklärten, daß das Deutſche Reich 
die ihm aufgebürdete Laſt der Anleihen nicht 
würde tragen können. Die neuen Ratgeber 
ſind weit davon entfernt, ſolche Miesmacherei 
betreiben zu wollen. Sie ſind voll des beſten 
Willens und beabſichtigen nur, neue Wege zu 
weiſen, auf denen mit geringſter oder gar 
mit ganz fortgeſchaffter Laſt das deutſche 
Volk ſeinen Aufſtieg nach oben nehmen kann. 

An Zeitungen, Behörden und Per⸗ 
ſonen und Körperſchaften von öffent⸗ 
licher Wirkſamkeit hat einer dieſer ſich für 
berufen haltenden Berater neuerdings ein 
umfangreiches Flugblatt verſchickt. Es trägt 
die vielverſprechende Ueberſchrift: „Müſſen 
wir 5 Milliarden Kriegszinſen zahlen?“ Als 
Verfaſſer dieſer Flugſchrift zeichnet Dr. Alexis 
Schleimer, ein geſchäftsgewandter, unter⸗ 
nehmungsluſtiger Mann, der in ſeinem Leben 
ſchon manche glückliche Idee ausgeheckt hat 
und dem auch gelegentliche Mißerfolge nie⸗ 


mals die in ihm immer wieder neugeborene 
Lebensenergien abzutöten vermochten. Die 
optimiſtiſche Weltanſchauung dieſes Mannes 
zeigt ſich bereits deutlich in der Ueberſchrift 
ſeines Flugblattes. Gleich in den Anfangs⸗ 
zeilen verbeſſert er ſich zwar ſchon und be- 
ziffert die Koſten für die Verzinſung und 
Tilgung unſerer Kriegsſchulden auf 6—7 Mil⸗ 
liarden , jährlich. Aber auch damit rechnet 
er noch zu optimiſtiſch. Denn die geſamte 
Kriegsſchuld, die dem Reiche erwächſt, wird 
einſchließlich unſerer Rentenverpflichtungen 
für Hinterbliebene und Verletzte nicht auf 
100, ſondern 150 Milliarden zu ſchätzen ſein. 
Ihre Verzinſungs⸗ und Tilgungslaſt müſſen 
wir mithin auf etwa 9 Milliarden Mim Jahre 
berechnen. Damit iſt jedoch Deutſchlands 
Kriegsannuität nicht erſchöpft. Zu jener Sum⸗ 
me kommt noch das hinzu, was Bundesſtaaten 
und Gemeinden gebrauchen. Und ich glaube 
nicht, daß man zu vorſichtig rechnet, wenn man 
den geſamten jährlichen Mehraufwand in 
Reich, Bundesſtaaten und Kommunen mit an- 
nähernd 14 Milliarden in Anſatz bringt. 
Um ſo dankenswerter erſcheint jedes Be⸗ 
mühen, dieſe große Laſten auf die ſchnellſte 
und leichteſte Weiſe zu tilgen. Aber Herr 
Dr. Schleimer macht ſich die Sache doch zu 
leicht. Er ſchlägt folgendes vor: „Ein neu 
zu gründendes Kriegsſchuldentilgungsamt er⸗ 
hält das Recht, die Kriegsanleihen zurück⸗ 
zukaufen und bis zur Höhe rückkaufbarer 
Kriegsanleihen Kriegsſchuldenkaſſenſcheine 
zum Gebrauch für das deutſche Inland her⸗ 
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auszubringen. Innerhalb des Deutſchen Rei⸗ 
ches und ſeiner Kolonien gelten ſie als geſetz⸗ 
liche Zahlungsmittel wie jedes andere Geld. 
Mit dieſem neuen Gelde werden die Kriegs- 
anleihen zurückgekauft. Ihre bisherigen Be- 
ſitzer mögen dann ihr in dieſem geſetzlichen 
Zahlungsmittel zurückgehaltenes Kapital an⸗ 
legen wie ſie wollen. Der Staat hat keine 
Zinſen mehr zu zahlen!“ Das iſt ein ver⸗ 
blüffend einfaches Mittel. Herr Dr. Schleimer 
will auch keinen Zwang. Er berückſichtigt, 
daß die Kriegsanleihen auf zehn Jahr feſt 
den Gläubigern garantiert ſind. Sie 
ſollen bei ihrer Fälligkeit eben alle in dieſem 
neuen Papiergeld zurückgezahlt werden. Und 
das Papiergeld ſelbſt iſt innerhalb einer Friſt 
von etwa 50 Jahren aus dem Ertrag der 
Kriegsſteuern mit 2—3 Milliarden jährlich 
zu tilgen. Eine ganze Kleinigkeit überſieht 
der optimiſtiſche Verfaſſer anſcheinend voll⸗ 
kommen. Sein Geſamtplan läuft darauf hin⸗ 
aus, nur die Amortiſation durch Steuern 
zu decken, uns aber die große Verzinſungs⸗ 
laſt zu ſparen. Da er jedoch nun nicht ſo radi⸗ 
kal vorgehen will, ſofort die geſamten Kriegs⸗ 
anleihen zurückzuzahlen, ſondern eine jede 
immer nur nach Maßgabe ihrer vertrags- 
mäßigen Rückzahlbarkeit, ſo muß er doch min⸗ 
deſtens bis zum Jahre 1924 die geſamten 
Zinſen, alfo mindeſtens runde 6 7 Milliarden 
im Jahr noch dazu aufbringen. Nun iſt es 
keine Kleinigkeit, dieſe Summe aus Steuern 
zu erlangen. Es gehören dazu ſehr großzügige 
und weit ausgeſponnene Finanzpläne. Man 
braucht dazu eine ausgewachſene Finanz⸗ 
reform. Bis dieſe fertig iſt, vergeht doch einige 
Zeit. Und all das Kopfzerbrechen ſoll man ſich 
machen, um nur für ſechs Jahre vorzuſorgen? 
Nehmen wir an, daß dieſer Plan durchführ⸗ 
bar wäre, ſo würde eigentlich das beſte ſein, 
ſich zu bemühen, den Geſamtbetrag von etwa 
40 Milliarden auf einmal aufzubringen. 
Und das natürlichſte wäre doch, dieſen Poſten 
durch eine einmalige Vermögensabgabe zu 
erlangen. Gerade die Durchführbarkeit des 
Schleimerſchen Planes müßte mithin dazu 
führen, deu leichteſten Weg zu beſchreiten, 
nämlich den der einmaligen Vermögenskon⸗ 
fiskation, d. h. den Weg, den der Verfaſſer 
am meiſten fürchtet und zu deſſen Vermei⸗ 
dung er gerade ſeinen Plan geſchmiedet hat. 
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Aber der ganze Plan iſt überhaupt nicht 
durchführbar, und wenn ich mich hier aus⸗ 
führlicher mit ihm beſchäftige, jo geſchieht 
es hauptſächlich, weil er zeigt, wie alle Er⸗ 
fahrungen und Lehren der Nationalökonomie 
an den Geiſtern der Gelderfinder ſpurlos 
vorübergehen. Denn es handelt ſich in Wirk⸗ 
lichkeit nur um die Wiederholung eines Irr 
tums, der ſo alt iſt wie die Staatsfinanz⸗ 
wirtſchaft ſelber. Wäre der Plan kein 
Irrtum, ſondern eine Wahrheit, ſo wäre die 
deutſche Finanzverwaltung ja geradezu fahr- 
läſſig geweſen, wenn ſie nicht gleich zu Anfang 
des Krieges dieſen Weg beſchritten hätte. 
Mindeſtens hätte ſie doch einen großen Teil 
der Milliardenſchulden ſofort in der unver⸗ 
zinslichen Form der Ausgabe beſonderer 
Kaſſenſcheine vornehmen können. 

Worin liegt nun der Irrtum? Im ewig 
alten Durcheinanderwerfen von Geld und Ka- 
pital, in der Vermengung von Geldmarkt und 
Kapitalmarkt. Gewiß, wir haben uns im 
Laufe des Krieges dieſer Vermengung nicht 


ganz entziehen können. Wir haben rund 


4 Milliarden Darlehnskaſſenſcheine ausgege⸗ 
ben, die zu einem Teil dazu nötig waren, durch 
Beleihung von Wertpapieren, auch von 
Kriegsanleihen, Kapitalwerte in Geldwerte 
umzuſetzen. Außerdem diente ein nicht un⸗ 
erheblicher Betrag der neu ausgegebenen 
Reichsbanknoten der Aufgabe, Kriegsſchatz⸗ 
ſcheine des Reiches zu finanzieren. Aber wir 
ſind froh darüber, daß faſt 90% unſerer 
Kriegsſchuld ohne Beeinfluſſung des Gerd- 
marktes durch die Bedürfniſſe des Anlage⸗ 
kapitalmarktes untergebracht werden konnten. 
Nun hat Herr Dr. Schleimer bange Sorge 
um die Zukunft. Er meint ganz richtig, daß 
ein Teil der Kapitalien, die in Anleihen an⸗ 
gelegt wurden, durch die Umſetzung von 
Warenvorräten in Barkapital geſchaffen wur⸗ 
den, und daß nachher, wenn der Geſchäfts⸗ 
betrieb ſich wieder regt, dieſe Kapitalien ſich 
freimachen wollen, und daß daun Anleihen 
zum Verkauf oder zur Beleihung geſtellt iver- 
den. Das iſt richtig. In welchem Umfang das 
geſchieht, wiſſen wir nicht. Ob und in welchem 
Maße das Ausland nachher unſere Anleihen 
aufnimmt, können wir auch nicht beurteilen. 
Wir richten uns jedenfalls fun jetzt darauf 
ein, daß das Inſtitut der Reichsdarlehns⸗ 


kaſſen über den Krieg weiter beibehalten wird, 
um derartigen Bedürfniſſen Rechnung zu tra⸗ 
gen. Allein wir ſehen auch dann die erzwun⸗ 
gene Verquickung von Kapital und Geldmarkt 
als ein Uebel an, das ſo ſchnell wie möglich 
beſeitigt werden muß. Es wird und kann 
befeitigt werden. Denn aus dem neu er- 
arbeiteten Kapital aus den neuen Verdienſten 
des Volkes erwächſt allmählich die Mög⸗ 
lichkeit, die aufgenommenen Kredite ab- 
zutragen. Wir werden nachher den Kapital⸗ 
markt einſchnüren, wir werden ſo lange wie es 
notwendig iſt, die unnötige Kapitalkonkurrenz 
anderer Anlagen beſchränken, und es wird 
auf dieſe Weiſe bald möglich werden, den 
dann noch verbleibenden Anleihereſten Auf⸗ 
nahme zu- gewähren. Das Reich hat überdies 
bereits für eine vernünftige Schuldentilgung 
Vorſorge getroffen. Schon jetzt find 41/3% 
auslosbare Schatzanweiſungen geſchaffen, und 
vermutlich wird an den Fälligkeitsterminen 
die Umwandlung der 5% igen Kriegsanleihen 
in ſolche rückzahlbarer Schatzſcheine erfolgen. 
Aber immer bleibt bei dieſen Plänen die 
grundſätzliche Scheidung von Kapital und 
Geld gewahrt. 


Dieſe Scheidung ſtößt aber der Flug⸗ 
ſchriftſteller leichten Herzens um. Er ver 
wandelt mit Fixigkeit im Jahre 1924 ſpä⸗ 
teſtens 10 Milliarden Kapital in Geld. Damit 
wird zunächſt in verſchärftem Maße ein Bu- 
ſtand geſchaffen, der im Jahre 1871 bereits 
zu den ſchlimmſten Verhältniſſen geführt hat. 
Die damalige große franzöſiſche Kriegsent— 


ſchädigung hat und verleitet, nicht nur 


unſere Staatsſchulden ſofort zu tilgen, ſondern 
in ſtarkem Maße Eiſenbahnaktien aus der 
Welt zu ſchaffen. Was war die Folge davon? 
Eine Menge Anlagewerte wurden dem Markt 
entzogen. Das Publikum ſtürzte ſich auf 
andere Anlagen. Der Strudel der Gründer- 
jahre riß gerade diejenigen in feine Tiefen, 
die bisher fern von jeder Spekulation, ihre 
Kapitalien in den ſicherſten Anlagen feſt⸗ 
gelegt hatten. Herr Dr. Schleimer überſieht, 
daß doch nur ein ſehr geringer Teil der neuen 
Anlagen in Kriegsanleihen auf dem ſchwan⸗ 
kenden Grunde freigewordener Geſchäfts⸗ 
kapitalien beruht. Auch in normalen Jahren 
vor dem Kriege betrug das deutſche Volksein⸗ 
kommen jährlich über 40 Milliarden Mark. 
Man berechnete, daß davon nahezu 10 Milli- 
arden Vermögenszuwachs wurden. Solch Ver⸗ 
mögenszuwachs iſt in den Kriegsjahren wahr 
ſcheinlich mindeſtens 20 Milliarden im Jahr 
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geſchaffen worden. Davon können wir wäh⸗ 
rend des Krieges 15 Milliarden im Jahr als 
anlagefähig berechnen. Wir dürfen mithin un⸗ 
bedingt annehmen, daß bei der Beſchränkung 
jeder Anlagemöglichkeit während des Krieges 
mindeſtens 50 Milliarden in Kriegsanleihen 
aus dem deutſchen Vermögenszuwachs ge⸗ 
kauft wurden. Durch die Rückzahlung werden 
nun dieſe Anlagen depoſſediert. Und man ſtelle 
ſich einmal vor, was nun für ein Trubel auf 
den Spekulationsmärkten ſich abwickeln 
müßte, wenn dieſe Summe, zu der doch nun 
auch noch der normale Zuwachs der ſpäteren 
Jahre tritt, ſich auf die vorhandenen Anlage⸗ 
werte überwälzt. 

Nun würde aber ſelbſtverſtändlich die Um⸗ 
wandlung dieſes Kapitals in Geld eine ganz 
enorme Geldflüſſigkeit hervorrufen. Die 
Zinsſätze würden rapid ſinken. In Handel 
und Spekulation müßte dadurch ſchon auto- 
matiſch eine fieberhafte Tätigkeit eintreten, 
die ſchließlich zum Krach und zur Vernichtung 
von Milliardenwerten führen müßte. Dieſe 
Gefahren ſieht Dr. Schleimer ſelbſt. Aber er 
meint, daß ſich gegen Auswüchſe ſchon geeig⸗ 
nete Maßnahmen finden werden. Allein es 
handelt ſich hier ja eben gar nicht um Aus⸗ 
wüchſe, ſondern um ſelbſtverſtändliche Fol⸗ 
gen, die gar nicht bekämpft werden können. 
Die Möglichkeit, daß ſolche Folgen durch 
lünſtliche Maßnahmen hintanzuhalten find, 
beruht auf derſelben Illuſion, als die ſich 
die Möglichkeit des Kampfes gegen die natür⸗ 
liche Preisentwicklung im Kriege entpuppt hat. 

Dabei will ich noch gar nicht einmal die 
Möglichkeit in Betracht ziehen, daß das Hei- 
matgeld ſeiner inneren Kaufkraft nach ent⸗ 
wertet werden könnte. Ich will auch gar 
nicht die ſelbſtverſtändlichen Folgen erwägen, 
die ſich vermutlich in der Weiſe zeigen 
werden, daß zwiſchen dem goldgedeckten 
Auslandsgeld und dem ungedeckten In⸗ 
landpapier ſich ein Disagio entwickelt, das 
ja ſchließlich doch nur eine Vermögenskon⸗ 
fiskation für die Anleihebeſitzer bedeuten 
würde, die in ſchlechtem Gelde, alſo nicht dem 
vollen Wert nach, ihre Anleihen zurückbezahlt 
bekommen. Aber um eine Schwierigkeit 
kommt Herr Dr. Schleimer keinesfalls herum“ 
Er kann natürlich, wie er es will, den Staat 
veranlaſſen, verzinsliche Anleihen in Papier 
geld zurückzuzahlen. Dieſes Papiergeld be⸗ 
halten doch nun die Leute nicht im Kaſten, 
ſondern bringen es auf die Banken und ſchaf⸗ 
fen ſich damit Guthaben. Dieſe Guthaben 
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legen ſie irgenwie an. Das Geld iſt alſo aus 
ihren Händen entſchwunden. Nun will Herr 
Dr. Schleimer aus den Kriegsſteuern jähr⸗ 
lich 2—3 Milliarden dieſes Papiergeldes zu⸗ 
rückzahlen. Wie aber ſoll das vor ſich gehen? 
Der Staat nimmt von den Bürgern die 
Steuern. Dieſe Steuern werden in ſeinem 
Papiergeld bezahlt und die ſo eingehenden 
Mengen dieſes Papiergeldes werden ver- 
nichtet. Damit hat das Reich zweifellos ſeine 
Staatsſchuld verringert, aber an den Zu⸗ 
ſtänden auf dem Geldmarkt iſt nicht das min⸗ 
deſte geändert. Denn es läuft ja nicht etwa der 
ganze Papiergeldbetrag im Lande herum, ſon⸗ 
dern er iſt bei den Banken oder letzten Endes 
doch bei der Reichsbank aufgehäuft, und an den 
Zuſtänden, die dadurch entſtanden ſind, daß 
eine Uebermenge Geld bei der Umwandlung 
der Kriegsanleihen in Geld geſchaffen wurde, 
kann durch die nachherige Rückzahlung gar 
nichts mehr geändert werden. Der Schaden 
wird aber im Augenblick der Rückzahlung 
angerichtet. Und der Schaden wird na- 
mentlich dadurch ins Unermeßliche ge⸗ 
trieben, daß man ja auch die Kleinſten, 
Aermſten, zum Beiſpiel alle Mündelan⸗ 
lagen aus der ſicherſten Anlage Her- 
ausgedrängt und zu anderen Anlagewerten 
gezogen hat, die ſchon infolge der allgemeinen 
Zinsverbilligung ins Unermeſſene ſteigen 
müſſen. Auf diefe Weiſe würde ſich ſchließ⸗ 
lich die ganze Transaktion als ein Raub an 
den Zinſen der Aermſten und Schutzbedürf⸗ 
tigſten herausſtellen, eine Folge, die ſicher 
auch dem Verfaſſer des Flugblattes beſonders 
ferngelegen hat. 

Der Verfaſſer glaubt für die Richtigkeit 
ſeines Planes das folgende Exempel ins 
Feld führen zu können: „Nehmen wir 
an, daß wir über alle unſere Feinde einen ſo 
entſcheidenden Sieg erringen, daß ſie uns eine 
Kriegsentſchädigung in Form eines zinsloſen, 
in 50 Juhren amortiſierbaren Darlehns von 
100 Milliarden in Barren Gold zu leiſten 
haben. (Ob es überhaupt ſo viel Gold gibt, 
iſt für dieſe Hypotheſe unerheblich.) Unſere 
Feinde erklärten ſich hiermit unter der Bedin⸗ 
gung bereit, daß dieſes Gold nur in Deutſch⸗ 
land kurſieren dürfte (ſonſt würden wir ſie ja 
mit unſerer Goldübermacht auf dem inter⸗ 
nationalen Markt erſchlagen), und daß wir die 
zwei Milliarden jährliche Amortiſation auch 


in Barrengold zurückzuzahlen hätten. Würden 


wir wegen dieſer Bedingung dieſes zinsloſe 
Golddarlehn zurückweiſen?“ 
Selbſtverſtändlich! Denn diejenigen Fi⸗ 
nanzmänner, die auf eine ſolche Bedingung 
eingingen, verdienten, ans Kreuz geſchlagen 
zu werden. Darin hat nämlich Herr Dr. 
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Schleimer vollkommen recht: Ob 100 Milli- 
arden in Gold oder Papier unſere Zahlungs⸗ 
mittel vermehren, ift an fich (abgeſehen natür- 
lich von verſchiedenen anderen hinzutreten⸗ 
den Erwägungen) ganz gleichgültig. Aber aus 
anderen Gründen gleichgültig, als Herr Dr. 
Schleimer meint. Nämlich die Umwandlung 
von Kapital in Geld auf dieſem Wege wäre 
genau ſo ſchädlich wie die von ihm vor⸗ 
geſchlagene. Wir könnten Goldanleihen von 
unſeren Feinden gebrauchen, wenn wir dafür 
Waren im Ausland kaufen könnten. Aber 
Gold mit der Verpflichtung, es im Inland 
zu behalten, hat für uns nicht den geringſten 
Wert. Es wäre für uns verderblich. Denn 
gerade dieſer Krieg hat uns gezeigt, daß Gold 
über eine gewiſſe Menge für jeden Staat ein 
Ballaſt und kein Nutzen iſt. Die Welt braucht 
Waren, nicht Gold. - 

Es muß überhaupt in diefem Zuſammen⸗ 
hang betont werden, daß eine Kriegsentſchädi⸗ 
gung in der Höhe, daß wir damit unſere ge⸗ 
ſamte Kriegsſchuld zurückzahlen könnten, aus 
den verſchiedenſten Gründen von recht zwei⸗ 
felhaftem Wert wäre. Der wirkliche Wert einer 
Kriegsentſchädigung läge für uns darin, daß 
wir unſeren ſtark geſteigerten Notenumlauf 
ſehr ſchnell wieder auf ein vernüftiges Maß 
zurückbringen könnten. Denn das Reich wäre 
dann in der Lage, ſeine ſchwebenden Kriegs⸗ 
ſchulden an die Reichsbank zurückzuzahlen. 
Und das Reich wäre weiter in den Stand ge⸗ 
ſetzt, denjenigen Anleihebeſitzern ihr Geld zu⸗ 
rückzugeben, die ihr Kapital für den Gewerbe⸗ 
betrieb freimachen wollen. Aber nur in die⸗ 
ſem Umfange und dann allenfalls noch zur 
Bildung von Kapitalfonds für unſere Hinter⸗ 
bliebenen hätte eine Kriegseutſchädigung für 
uns überhaupt einen Nutzen. Was darüber 
iſt, iſt von ſehr zweifelhaftem Wert. 

Es wird eben doch dabei blieben müſſen, 
daß wir die Zinſen unſerer Kriegsſchuld in der 
Höhe, in der wir ſie ſchließlich zu Laſten des 
Reiches behalten werden, eben einfach in der 
von den Vätern ererbten Weiſe bezahlen, ver⸗ 
zinſen und tilgen. Ueber alle Fragen der 
Staatsfinanzen haben ſich ſeit Jahrhunderten 
unzählige Menſchen den Kopf zerbrochen. 
Möglich, daß trotzdem noch ein neuer und 
grundſtürzender Gedanke geboren werden 
kann. Der Schleimerſche iſt jedenfalls kein 
ſolcher. Er erlöſt die Menſchheit nicht von 
dem Uebel, ihre Schulden abzutragen und 
deren Zinſen zu zahlen. Jedoch teilt er mit 
allen ſchon vor ihm propagierten ähnlichen 
Plänen den gefährlichen Charakter, daß er nur 
dazu beiträgt, die Gemüter zu verwirren und 
den Glauben zu erwecken, daß man durch ein 
Wunder Schulden in Haſen verwandeln könne, 
die fortlaufen. Man kann ſie aber nicht ver⸗ 
wandeln. Leider nicht einmal in Oſterhaſen. 


Deutſche Finanzreform 
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K Die Uebung, die Matrikularbeiträge der Bundes- 
ſtaaten in keinem höheren Betrage als insgeſamt 
2 Will. HM. zu erheben, ſprach nicht mehr nur gegen 
den Getſt, ſondern anch gegen den Wortlaut der 
Neichsverfaſſung. Dort ſtand ausdrücklich, daß, jo- 
weit die übrigen Einnahmen des Reiches zur Bes 
ſtreitung der Neichswirtſchaft nicht ausreichten, der 
Ausgleich durch Umlagen auf die Bundesſtaaten ges 
ſchaffen werden ſollte. Da war noch keine Repe 
von Ueberweiſungen und noch weniger von 
ungedeckten Matrikularbeiträgen. Nun konnte man 
geſpannt darauf ſein, was das Reidy eigent⸗ 
lich machen würde, wenn einmal die ordentlichen 
Einnahmen nicht ausreichten, um zuzüglich 24 Mill, 
Matrikularbeiträgen das Gleichgewicht im Etat her— 
zuſtellen. Dieſer Fall ſollte nur zu bald eintreten. 
Schon die Leges Lieber vom Jahre 1901 und 1902 
ſtanden nur auf dem Papier. Sie kamen gar nicht 
zur praktiſchen Durchführung, denn der Etat von 1903 
ergab bereits ein Defizit von 72 Millionen über 
die feſtgelegten Matrifularbeiträge hinaus. Das war 
ein Zuſtand, der nach der Reichsverfaſſung überhaupt 
nicht entſtehen konnte. Denn ein Defizit im Reich 
gab es eben nicht. Es mußten entweder neue Steuern 
geſchaffen oder erhöhte, Matrikularbeiträge erhoben 
werden. Aber beide Wege paßten dem Neichstag. 
nicht. Bis zum Fahre 1903 war ein reichlicher Strauß 
von indirekten Steuern dem Neichsbürger gewunden 
worden. Aus innerpolitiſchen Gründen war allen 
Parteien eine neue Belaſtung mit indirekten Steuern 
ſehr unbequem. Die einzelſtaatlichen Parlamente 
andererſeits wünſchten die direkten Steuern auch 
nicht zu erhöhen. Beſonders die kleineren Vundes⸗ 
ſtaaten klagten bereits lebhaft über die Ungerechtig— 
keit der Verteilung der Watrikularbeiträge nach der 
Kopfzahl. Sie verlangten eifrig eine „Veredelung“ 
der Umlagen. Die Folge dieſer Zuſtände und Wider- 
willigkeiten war einer der merkwürdigſten Beſchlüſſe, 
der wohl je von einem Parlament in Finanzdingen, 


N Jun meinem erſten Artikel (S. 79 des „Plutus“) 
iſt ein bedauerlicher Irrtum unterlaufen. Statt 
des urſprünglichen Textes des Artikel 70 ber Reiche: 
verfaſſung iſt dort der neue ergänzte Text wieder⸗ 
gegeben. Dadurch wird leider für viele Leſer der 
Gang der Darſtellung unklar geworden fein, Ich 
bitte, an jener Stelle eine Abänderung vorzunehmen. 
Es muß da richtig heißen: 

„Dieſer Artikel 70 lautete urſprünglich folgender— 
maßen; 

Zur Beſtreitung aller gemeinſchaftlichen Aus⸗ 
gaben dienen zunächſt die etwaigen Aeberſchüſſe 
der Vorfahre ſowie die aus den Zöllen, den gemein- 
amen Verbrauchsſteuern, aus dem Poſt⸗ und 
Selegraphenweien zufließenden gemeinſchaftlichen 
Einnahmen. Inſoweit dieſelben durch dieſe Ein- 
nahme nicht gedeckt werden, find fie, ſolange Reichs⸗ 
ſteuern nicht eingeführt ſind, durch Beiträge der 
einzelnen Bundesſtaaten nach Maßgabe ihrer Be= 
völkerung aufzubringen, welche bis zur Böhe des 
budgetmäßigen Betrages durch den Reichskanzler 
ausgeſchrieben werden.“ 


gefaßt worden iſt: Man erklärte feierlich, daß der 
Minusbetrag von 72 Millionen im budgettechniſchen 
Sinne gar kein Defizit ſei, und beſchloß, die Summe 
auf Anleihe zu übernehmen. Dieſe Anleihe, die dazu 
beſtimmt war, gegen alle Regeln der Staatsfinanz⸗ 
kunſt ein Defizit im ordentlichen Etat zu decken, er⸗ 
hielt den verſchleiernden Namen „Zuſch uka 
anleihe“. 

Der Reichstag wahrte fein, Geſicht durch ein neues 
Lieberſches Geſetz, das das Datum des 28. März 1903 
trägt. Danach ſollte alles, was in den Jahren 1902, 
1903 und, ſoweit notwendig, auch ſpäter über den 
Betrag von 24 Mill. AM. an Ueberweifungen den Buna 
desſtaaten zugekommen wäre, zurückgehalten und zur 
Tilgung der Zuſchußanleihe verwandt ſwerden. Dadurch 
ſtellte ſich alſo gewiſſermaßen dieſe Zuſchußanleihe als 
eine Anleihe der Bundesſtaaten beim Reich dar. Sie 
hatten ſozuſagen einen Vorſchuß auf zukünftige 
Mehrüberweiſungen genommen. 1 

Der Reichstag konnte ja nun gut über die Ver- 
wendung von Mehrüberweiſungen beſchließen. Aber 
es ſtand ihm keine Macht darüber zu, daß die dafür 
nötigen Beträge auch dem Reiche wirklich aufwuchſen. 
Bei der Aufſtellung des Etats für das Jahr 1904 
zeigte ſich aber bereits, daß ein neuer Fehlbetrag 
unausbleiblich war. Gegen alle früher vereinbarten, 
Regeln nahm man damals, um einer Erhöhung der 
Zuſchußanleihe auszuweichen, den Betrag von 46 
Millionen für Heereszwecke auf den außerordentlichen 
Etat, um ſo wenigſtens formell berechtigt dieſe Koſten 
durch die Aufnahme neuer Anleihen zu decken. 

Nach dieſen Erfahrungen hielt man es doch für 
notwendig, den Wortlaut des Artikels 70 einiger- 
maßen in Einklang mit der nenen Uebung der 
Reichsfinanzwirtſchaft zu bringen. Bei dieſer Neu» 
ordnung des grundlegenden Finanzparagraphen der 
Verfaſſung wußten die partikulariſtiſchen Strömun⸗ 
gen es geſchickt durchzuſetzen, daß eine alte 
Streitfrage zugunſten der Einzelſtaaten entſchieden 
wurde. Die alte Faſſung des Artikels 70 hatte 
die Einführung von „RNeichsſteuern“ in Ausſicht 
geſtellt. Es war dabei unklar gelaſſen worden, ob 
damit nur eine Erweiterung der bereits für das Reich 
fruchtbar gemachten indirekten Beſteuerung gemeint 
mar, oder ob es dem Reich auch freiſtehen ſollte, 
direkte Reichsſteuern zu erheben. Das war bis dahin 
grundſätzlich vermieden worden. Die Einzelſtaaten 
hatten ſich bisher immer auf den Standpunkt geſtellt, 
daß das Gebiet der direkten Steuern der einzelſtaat⸗ 
lichen Finanzhoheit überlaſſen bleiben müſſe. Durch 
die erſte Lex Stengel wurde deshalb der Satz über die 
zukünftigen Reichsſteuern der Einfachheit halber voll⸗ 
kommen geſtrichen. Ferner wurde bei der Neu⸗ 
redaktion der Tatſache der Ueberweiſungen von 
Natrifularbeiträgen an die Bundesſtaaten endlich 
Erwähnung getan. Sie ſtand nun „in den Akten“. 


Der fo unter dem 14. Mai 190% untgeftaltete Ar- 


tikel 70 der eichsverfaſſung lautet nunmehr: 


R 


d 
1 


„Zur Beſtreitung aller gemeinſchaftlichen 
Ausgaben dienen zunächſt die aus den Zöllen und 
gemeinſamen Steuern, aus dem Eiſenbahns, Poſt⸗ 
und Telegraphenweſen, ſowie aus den übrigen 
Verwaltungszweigen fließenden gemeinſchaftlichen 
Einnahmen. Inſoweit die Ausgaben durch dieſe 
Einnahmen nicht gedeckt werden, ſind ſie durch Bei⸗ 
träge der einzelnen Bundesſtaaten nach Maßgabe 
ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche in Bobe 
des budgetmäßigen Betrags durch den Reihs- 
kanzler ausgeſchrieben werden. Inſoweit dieſe Bei⸗ 
träge in den Aeberweiſungen keine Deckung finden, 
ſind jie den Bundesſtaaten am Jahresſchluß in dem 
Maße zu erſtatten, als die übrigen ordentlichen 
Einnahmen des Reiche deſſen Bedarf überſteigen. 

Etwaige Ueberſchüſſe aus den Vorjahren 
dienen, inſoweit durch das Geſetz über den Neichs⸗ 
haushaltsetat nicht ein anderes beſtimmt wird, zur 
Deduug gemeinſchaftlicher außerordentlicher Aus⸗ 
gaben. 


Die nächſte Reichsfinanzreſorm trug das Datum 
des 3. Juni 1906 fund ijt als zweite — oder auch große 
— Lex Stengel in die deutſche Finanzgeſchichte über⸗ 
gegangen. Schon die kleine Lex Stengel hatte die 
Zahl der Ueberweiſungen beſchränkt. Das Geſetz vom 
3. Juni 1906 erhöhte die Brauſteuer und die Stempel⸗ 
abgaben, führte eine Erb⸗ und Schenkungsſteuer und 
die Zigarettenſteuer ein und ſchloß für alle dieſe 
Steuern die Ueberweiſung an die Bundesſtaaten 
vollkommen aus, fo daß alſo im weſentlichen nur 
noch die Branntweinſteuer überweiſungspflichtig 
blieb. Dadurch war der ganze Mechanismus des 
Reichsfinanzweſens immerhin wieder weſentlich ver⸗ 


einfacht. G. B. 


(Weitere Aufſätze folgen.) 


Revue der Preſſe. 


Eine Berechnung über 
die Koſten des Weltkrieges 
hat „Norges Handelsog Sjöfartstidende“ aufgeſtellt, die 
die „Frankfurter Zeitung“ (10. März) in 
einer kurzen Statiſtik veröffentlicht. Die Berechnung 
geht bis Ende 1917 und lautet: 
(in Mill. Dollars) 1914 1915 1916 1917 Zufam. 


Ver Staaten — — 6700 6 700 
Großbritannien 900 5250 7 600 12 500 26 250 
Frankreich. . 1600 4 600 6 600 6 800 19 600 
n 100 4 400 5 600 6400 19 600 
Italien ` — 650 2300 2900 5 650 


elgien, Serbien, 

Rumänien u. Portugal 600 1 500 1650 1750 5 500 
Verband 4409 16400 23 750 37 050 81 000 

Deutſchland 2200 5400 6800 9359 23 750 

Oeſterr Angarn, 

Türtei u. Bulgarien 1300 4400 5 100 5 600 16 400 
Mittelmächte 3500 9 800 11 900 14 950 40 150 
Zuſammen 7 900 26200 35 650 52 000 121750 
Die täglichen Unkoſten (1. Aug. 1914 bis 31. Dez. 

1917) wären demnach im Durchſchnitt: 

1914 1915 1916 1917 

(in Millionen Dollar) 52,7 71,8 97,7 142 

Würde der Krieg bis zum 1. Auguſt 1918 fortgeſetzt 

werden, ſo werden die direkten Ausgaben für die vier 

Kriegsjahre die Nieſenſumme von 155 600 000 000 8 ev= 

geben. Bekanntlich hat Prof. Dr. Max Apt, der 

Syndikus der Aelteſten der Kaufmannſchaft in Berlin, 

ſchon 1916 für ein „Außenhandelsamt“ lebhaft agitiert, 

ohne allerdings für ſeine Idee bisher volles Ver⸗ 
ſtändnis zu finden. Kürzlich hat nun Prof. Apt in 
einer Rede, deren Inhalt die „Norddeutſche 

Allgemeine Zeitung“ (9. März) übermiltelt, 

den Gedanken 

zur Organiſation des Deutſchen Außenhandels 
weiter geſponnen. Er geht davon aus, daß die bis⸗ 
herige Tätigkeit der Konſulate nicht genügen könne. 

Die ſchwierige wirtſchaftliche Berichterſtattung ſei da 

nicht in den beſten Händen. Deswegen habe ſich ſchon 

Ende der Mer Jahre die Reichsregierung entſchloſſen, 

den wichtigſten Konſulaten ſogen. Handels ſach⸗ 


verſtändige beizugeben. Aber dieſe müßten, was 
bisher noch nicht der Fall, ſelbſtändige, unabhängige 
Beamte werden mit der Hauptaufgabe der wirlſchaft⸗ 
lichen Berichterſtattung, von der in Zukunft die 
Berufskonſuln grundſätzlich befreit werden ſollten. 
Daneben ſei es von hohem Wert, deutſche Aus 
lands kammern zu errichten. Prof. Apt ver⸗ 
weiſt auf ſeine ſchon 1912 gemachte Anregung, eine 
deutſch⸗ruſſiſche Handelskammer zu gründen. Leider 
habe man dem nicht Folge gegeben, während Eng⸗ 
land, Frankreich und Italien ſolche Kammern mit 
ihren weittragenden Folgen in Rußland einrichteten. 
Ganz beſonders wichtig aber jei der wirtſchaft⸗ 
liche Nachrichtendien ſt für die Förderung 
des deutſchen Außenhandels. Man müſſe da aber 
die bereits eingeriſſene Zerſplitterung überwinden. 
Zu dieſem Zwecke habe er 1916 die Gründung eines 
ſelbſtändigen Außenhandelsamts, die 
fehlende Zentralorganiſation für den deutſchen Außen⸗ 
handel, vorgeſchlagen. Die Grundlage des Nachrichten⸗ 
dienſtes foll das Weltw irtſchaftsarch iv 
bilden mit vier Abteilungen (Sammel-, Auskunftss, 
Publikations- und Präſidialabteilung). Hierbei einen 
den Geiſt einer ſolchen Organiſation erfüllenden 
Beamtenkörper zu ſchaffen, wird eine der vornehmſten 
Aufgaben des Reichswirtſchaftsamts bilden müſſen. 
— Die achte Leipziger Kriegsmeſſe hat, wie die 
„Wirtſchaftszeitung der Zentral⸗ 
machte” (15. März) und „Der Konfektionär“ 
(7. März) gleichmäßig mitteilen können, alle Er⸗ 
wartungen übertroffen. 


Die größte aller Weltkriegsmeſſen 


wird ſie genannt. 3650 Ausſteller waren daran bez 
teiligt, über 20 000 Einkäufer und rund 75 000 aus- 
wärtige Beſucher wurden gezählt. Die in großer 
Zahl erſcheinenden neutralen Einkäufer haben be⸗ 
wieſen, daß die über die Wittelmächte verhängte 
Handelsblokade durchaus nicht „effektiv“ ift. Die 
Herbſtmeſſe des vorigen Jahres wurde bei weitem 
übertroffen. Neben den verſchiedenen Kriegs⸗ 


ſchlagern fand man viele Waren vor, mit denen 


die Händler wieder an ihre Friedenserzeugung 
anknüpfen können. Man hätte nicht geglaubt, 
daß auch ein großer Poſten „echter“ Leder⸗ 


waren zum Verkauf geſtellt war. Was aber nicht 
kriegsgemäß iſt, war die ſtarke Beteiligung der kera⸗ 
miſchen und Glas⸗Induſtrie, wie überhaupt der 
künſtleriſche Charakter der meiſten Meßmuſter kaum 
noch überboten werden konnte. So bedeutete auch 
dieſe Kriegsmeſſe nicht nur einen großen geſchäft⸗ 
lichen Erfolg, den unſere lieben Feinde mit ſcheelen 
Augen verfolgen dürften. Müſſen ſie doch trotz allem 
Raubrittertums und trotz aller gegen unſern Handel 
gerichteten verbrecheriſchen Machinationen im vierten 
Kriegsjahre zu der Einſicht kommen, daß der deutſche 
Handel doch nicht ſo leicht totzuſchlagen iſt, wie ſie 
das in ihr Programm aufgenommen hatten. — Der 
gewaltige Aufſchwung der deutſchen Induſtrie in 
dieſem Kriege, die ihre Betriebe febr geſchickt hat 
umſtellen können (Muſikinſtrumentengeſellſchaften, 
Leinenfabriken, ja ſogar Warenhäuſer ſtellen Grana⸗ 
ten, Zünder u. a. her), veranlaßt Dr. Felix Pin ner 
im „Berliner Tageblatt“ (9. März) von einer 
Wiedergeburt der Friedensinduſtrien 
zu ſprechen. Er meint bezüglich der Bilanzen, daß, 
wenn der Krieg nur noch einige Zeit fortdauere, die 
ganze deutſche Induſtrie mit 1% zu Buch ſtehen werde. 
Die Haupturſache für dieſen Aufſchwung ſei, wie auch 
die letzte Leipziger Kriegsmeſſe gezeigt habe, in dem 
Mangel an Ware und in der Fülle an Geld zu er⸗ 
blicken. Ausgeſprochene Luxusartikel werden zu teuren 
Preiſen gekauft wie nie zuvor. In den diesjährigen 
Abſchlüſſen ſei nun die charakteriſtiſche Note der 
ſogen. Bonus, der ja bekanntlich die Aus⸗ 
ſchüttung von Sondergewinnen, die unter ungewöhn⸗ 
lichen Umſtänden erzielt werden, bedeutet. Früher 
war der Bonus im deutſchen Aktienweſen die Aus⸗ 
nahme, jetzt iſt er zu einer typiſchen Negelerſcheinung 
geworden. Gerade zur rechten Zeit kommen dieſe 


95 


üppigen Bonusausſchüttungen, um die Aktionäre 


über das Verſiegen einer anderen fruchtbaren Quelle, 
der hohen Bezugsrechte, gegen die der preußiſche 
Handelsminiſter Front gemacht hatte, zu tröſten. 
Dr. Pinner ruft mit der Börſe aus: „Das VBezugs⸗ 
recht iſt tot, es lebe der Bonus.“ Man weiß ſich 
alſo zu helfen. — Ein intereſſanter Fall, der die 
Aebertragung von Namensaktien 

betraf, hat Landgericht und Oberlandesgericht Braun⸗ 
ſchweig und ſchließlich das Reichsgericht beſchäftigt. 
Es hatte jemand bei ſeinem Tode 48 Aktien einer 
Zuckerfabrik hinterlaſſen, die der Teſtamentsvoll⸗ 
ſlrecker unter Zuſtimmung der anderen Erben einem, 
Miterben überwies. Dies beſtritt die Zuckerfabrik, 
inbem fie ſich darauf ſtützte, daß der § 16 ihres 
Status (in erlaubter Abänderung des § 222 des 
5 B., wonach grundſätzlich Namensaktien ohne 
Zuſtimmung der Geſellſchaft auf andere übertragbar 
find) eine ſolche Veräußerung für nichtig erklärt. 
Der Vollſtrecker dagegen bezog ſich auf einen § 5, 
der Beſtimmungen über den Aktienübergang auf 
Erben treffe, ohne für dieſen Fall eine Genehmigung 


zu erwähnen. Er erhob deshalb Klage gegen die 
Fabrik auf Umſchreibung der Aktien. Alle drei Ge⸗ 
richte haben, wie für den Juriſten vorausſehbar, die 
Klage abgewieſen, indem ſie zu einer fraglos richtigen 
Interpretation des Begriffes „Veräußerung“ 
kommen. (Nebenbei aber iſt doch noch zu bemerken, 
daß der eine Paragraph an ſich den anderen nicht 
ausſchließt, ſelbſt wenn im § 5 nicht auf den § 16 
Bezug genommen iſt. Denn es kann kaum einem 
Zweifel unterliegen, daß ſämtliche Paragraphen eines 
und desſelben Statuts einen integrierenden Beſtand⸗ 
teil dieſes bilden und fih daher automatiſch ergänzen. 
D. N.) Ueber 
Handelsattachen 

ſpricht Dr. Th. Schuchart im roten „Ta g⸗ 
(19. März). Er ſtellt jie den Handelsſachverſtändigen 
entgegen und verweiſt darauf, daß ſie in erſter Linie 
diplomatiſche Beamte ſeien, während die letzteren im 
weſentlichen auf die Wahrnehmung der täglichen 
konſulariſchen Geſchäfte ihres Bezirks beſchränkt 
ſind. Die Arbeitsteilung genüge heute nicht mehr. In 
Erkenntnis deſſen haben faſt alle großen Wirtſchafts⸗ 
völker längſt ihren Miſſionen zur Hauptſache Handels⸗ 
attachés beigegeben; fo hat davon zurzeit England 
17, die Union 18, Japan 5 uſw. Auch die öſter⸗ 
reichiſchen Kommerzdirektoren ſind hierzu zu rechnen. 
Die Nützlichkeit ihrer Tätigkeit für einen guten Auga 
kunftsdienſt ſei anerkannt. Neben dieſen Attaches 
fungieren in vielen Staaten ſpezielle Sachverſtändige 
für Fachgebiete, ſog. Commercial Agents, und zwar 
dauernd zur Bearbeitung je eines einzigen Gebiets 
und vornehmlich zum Studium des Außenhandels 
und Bericht in die Heimat. In England gibt es eine 
Zwiſchenſtelle, den Trade Commissioner, deren Zahl 
kürzlich von 4 auf 16 erhöht iſt. Der Bericht erfolgt 
an das Oversea Trade Department. Schuchart ſieht in 
dieſer Form das, was uns noch fehlt: Die innige 
Durchdringung der Wirtſchaft mit der Politik und 
der Politik mit der Wirtſchaft. Wollen wir aber 
ernſtlich die Beſſerung unſerer Außenhandelsförde⸗ 
rung anſtreben, fo werden wir unverzüglich neben, 
Handelsſachverſtändigen eine genügende Anzahl von 
Handelsattachés anſtellen müſſen. 


Gedanken über den Geldmarkt, 


Die Zeichnung auf die achte deutsche Kriegsanleihe 
hat mit bekanntem Schwunge eingesetzt, und es sind alle 
Kräfte am Werke, um ihr zu einem vollen Erfolge zu 
verhelfen. Die Zuversicht auf einen solchen ist erklärlich, 
angesichts der Mitteilung des Reichsbankpräsidenten, dass 
bereits eine Milliarde Mark mehr an Voreinzablungen gegen 
Uebernahme von Schatzanweisungen geleistet 
ist als im gleichen Stadium der vorangegangenen 
Emmission. Wir waren bereits vor einiger Zeit in der 
Lage, von einem grossen Vorsprunge auf diesem Gebiete 
zu berichten, möchten aber hier nochmals davor warnen 
in dieser Tatsache schon die Gewähr für einen grösseren 
Enderfolg zu sehen, da die höheren Voreinzahlungen nicht 
unbedingt eine erhöhte Zeichnungsbereilschaft zu bedeuten 
brauchen, sondern auch darauf beruhen können, dass die 


worden 


Annahmestellen dieses Mal die Anlage ihrer flüssigen 
Gelder mangels anderer Placierungsgelegenheiten stärker 
auf diesem Wege durchgeführt haben. Es gilt also, 
die Werbetätigkeit womöglich noch eindringlicher zu ge- 
stalten als vordem. Die grösste Schlacht der Weltge- 
schichte hat inzwischen im Westen begonnen. Hoffen 
wir, dass sie unseren Waffen raschen und entscheidenden 
Erfolg und damit der Zeichnung neue begeisternde An- 
regung bringt! 

Das Problem des Zahlungsausgleichs für die aus der 
Ukraine zu beziebenden Waren hat inzwischen die mass- 
gebenden Kreise wieder lebhaft beschäftigt und zu 
wichtigen vorbereitenden Massnahmen geführt. Man ist 


Plutus-Merktalel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:) 
|| @.-V.: Berliner Hypothekebbank Akt - Ges., 
Vereinsbank in Hamburg, Olienbur- 
gische Landesbank, Thüringische Lan- 
desbank Akt.-Ges. Weimar, Privatbank 
zu Gotha, Württembergische Baukanstalt 
vormals Pflaum & Cie. Stuttgart, Würt- 
tember gische Vereinsbank Stuttgart, 
Hypothekenschutzbank für Brandenburg 
und Gross-Berlin Akt.- Ges., Ludwig 
Wessel Akt.-Ges. für Porzellan- und 
Steingulfabrikation Bonn, Gieppiaer 
Werke, Döring & Lehrmann Akt. Ges. 
für Bergwerks-, Erd- und Bauarbeiten 
Helmstedt, Reickelt - Metallscbrauben 
Akt.-Ges., Verein Chemischer Fabriken 
Akı.- Ges., DBreitenburger Portland. 
Cement - Fabrik, Concordia Spinnerei 
und Weberei Burzlau und Marklissa, 
Akt.-Ges. Glashütleawerke Adlerhütten 
Penzig, Deutsche Kunstleder-Akt.-Ges , 
Rheinische Gerbstoff- und Farbholz- 
Extrakt- Fabrik Gebr. Müller A.-G. 
Ienrath, Gottfried Lindner Akt -Ges. 
Ammendorf, Bredower Zuckerfabrik 
Akt -Ges., Posener Strassenbahn, Ber- 
liner Kronenbrauerei Akt.-Ges. in Liqır., 
Klosterbrauerei Akt.-Ges. Charlotten- 
burg, Hubertus-Braunkohlen Akt.-Ges,, 
Terraın-Akt.-Ges. Kleinbure, 


| Ironage-Bericht. — Bunkausweıse Lon- 
don, Faris. G. . Danziger 
Privat - Actien - Bank, Oldenburgische 
Spar- und Leih-Bank, Niederlausitzer 
Bank Akt -Ges. Cotibus, Actien- Com- 
mandit - Gesellschaft Barmer Bank- 
Verein Hinsberg, Fischer & Comp, 
Württembergische Notenbank, Loeb- 
Werke Akt.- Ges., Bremer Vulkan 
Schiffbau und Maschinenbau, Sachsen- 
werk Licht- und Kraft- Aktiengesell- 
schaft, Rheinische Möbelstoffweberei 
vorm. Dahl & Hunsche Akt.-Ges. Bar- 
men, Kammgarnspinnerei Schaefer & Co. 
Akt - Ges, Harthau, Akt.-Ges. für Leinen- 
garn-Spinnerei und Bleicherei vormals 
Renner & Comp, Grundrenten- Gesell- 
schaft, Baugesellschaft Bellevue in Liqu. 
„TT.... — pe E 


G. -V. keine. 


Mittwoch, 
27. März 


Donnerstag, 
28. März | 


Freitag, 
2091 März, | 


) Die Merktalel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
generaiversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Lösziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darın alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
deu Zeitungen achten müssen In Kursiv-Sehrift sind diejenigen 
BR gornizi, die aich auf dem Tag genau nicht bestimmen 
assen. 
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Sonnabend, 
30. März 


Montag, 
1 April i 


Baigausweis New Yor., — G. . 
Vereinigte Kammerich und Belter und 
Schneevogl'sche Werke Akt.-Ges., Ver- 
einigte Berlirer Mörlelwerke, Joh C. 
Tecklenborg A.-G Schiff, werit und 
Maschinenlabhrik Bremerhaven. 


@G.-V.: keine, 


Dienstag, 
2. Aprıl 


Mittwoch, 
3. April 


Donnerstag, 
4. Apsil | 


Freitag, | 
>. April 


Sonnabend, 
6. Apiil 


Montag, 


8. April 


(J.-P., keine. 


Keichsbankausweis. — G.. V.. Essener 
Credit-Ansıalt, Bremer Linoleumweıke 
Delmenhoist, Po t and-Cement-Fahrik 
„Stadt Oppeln“ Akı.-Ges., Boedding- 
haus, Reimann & Co. Akı.-Ges. Elber- 
feld. 


Lonage Berıcut, — Bankausweise Lon- 
dm, Paris. — @.-V.: Norddeutsche 


Bank Hamburg, Westholsteinische Bauk 
Heide, Kriegskrediibank für Gross- 
Berlin Akt.-Ges., Silesia Verein che- 
mischer Fabriken, Fritz Schulz jun. 
Akt.-(ies. Leipzig, Alsen'sche Portland- 
Cement - Fabriken Hamburg, R chard 
Blumenfeld Veltener Oſenfabrik Akt.- 
Ges., Bergwerks-Akt.-G s. Consolidation, 
Gewerkschaft „Glückauf“ Sonrders- 
hauseu, Teutonia Misburger Portlapd- 
Cementwerk Hanover, Schlesische 
Immobilien Akt.-Ges. Breslau, Linden- 
brauerei Unna vorm. Rasche & Beck- 
mann Akt.-Ges. 


@.-V.: Bayerische Vereinsbank München, 
A. Busse & Co. Akt.-Ges, Hannoversche 
Gummiwerke „Excelsior“ Akt. - Ges., 
Gebr. Krüger & Co. Akt.-Ges., Spei- 
cherei- und Speditions- Akt.-Ges. Riesa, 
J. Frerichs & Co. Akt.- Ges. Schiffs- 
werft und Maschinenfabrik, Frnemarn- 
Werke Akl.-Ges. Dresden, Maschinen- 
fabrik Gaitzner Akı.- Ges. Durlach, 
Heidelberger Strassenbahn und Berg- 
bahn Akt.-Ges. 


Bankaus weis New York. — G.-V.: Berliner 
Handels-Gesellschaft, Rheinische Hypo- 
ıhekenbank Mannheim, Saganer Woll- 
spinnerei und Weberei, Bedburger 
Wollindustrie Akt. - Ges., Berliner 
Dampfmiühlen Akt.-Ges., Nähmaschinen- 
und Fahrıäder - Fabrik Bernb. Stoewer 
Akt.-Ges., H. Berthold Messinglinien- 
fabrik und Schriftgiesserei Akt.-Ges., 
Stralauer Glashütte Akı.-Ges,, Vorwohler 
Portland-Cement-Fabrik Planck & Co. 
Akt.-Ges. Hannover, Oppeln-Frauen- 
dorfer Portland-Cementwerke Akt,- Ges., 
„Portland - Cementwerk Schwanebeck“ 
Akt.-Ges., Portland-Cementfabrik Hem- 
moor, Gogolin-Gorasdzer Kalk- und 
Cement-Werke Akt.-Ges., Grosse Leip- 
ziger Strassenbahn, Heimstätten-Akt.-Ges. 

G. - V., Anbalt-Dessauische Landesbank, 
Schwarzburgische Landesbank Sonde s- 
hausen, Deutsche Hypothekenbank Mei- 
ningen, Sächsische Bank Dresden, 
Dürener Volksbank, Arenberg'sche 
Akl.-Ges. für Bergbau und Hüttenbetrieb, 
Consolidirtes Braunkohlenbergwerk 
„Caroline“ bei Offleben Akt.-Ges. Mag- 
deburg, „Silesia“ Neue Oppelner Port- 
land-Zementſabrik Akt.-Ges., Telephon- 
Fabrik Akt.-Ges. vormals J. Berliner, 
Aluminium- Indastrie Akt.- Ges. Neu- 
hausen, Akt.-Ges. für Bauausführungen, 
Minerva Retrocessions- und Rückver- 
sicherungs-Gesellschaft Köln, Kölnische 
Rückversicherungs-Gesellschaft, 


|| Reichsbankausweis. — . V.: Frankfurter 
Bank, Rheinische Linoleumwerke Bed- 
burg Akt.-Ges,, II. W. Lange Akt.-Ges. 


Altona, Kammgaruspinnerei Werns- 
Dienstag, hausen, Chemische Werke Lubszyaski 
9. April & Co. Akt.-Ges., Allgemeine Deutsche 


| Kleinbahn-Gesellschaft Akt.-Ges., Allge- 
meine Lokal- und Strassenbahn-Gesell- 
schaft, Société du Chemin de Fer Sa'o- 
nique- Monastir. 
| Ausserdem zu achten auf: 
Abschlüsse und Bilanzen von Banken. 
| Verlosungen: 
31. März: Braunschweiger 20 Taler- 
Lose v. 1868, Freiburger 50 Fr.-Lose 
v. 1887, Lenzburger 40 Fr.-Lose v. 
1885, 1. April: Amsterdamer Industrie- 
pa ast 10 Fl.-Lose v. 1867, Bulgarische 
Note Kreuz-Lose v. 1912, Roiterdamer 
3% 100 FI.-Lose v, 1868, Sıuhlweissen- 
|  bug-Raab-Giazer Eisenbahn 2½ % 
100 Taler Lose, Theiss- Regulierung 
4% 100 FI. Lose v. 1880, Türkische 
400 Pr. - Eise babn- Lose v. 1870, 
| 5. April: Crédit foncier de France 
| 2% % Communal-Ovligationen v. 1879 
| 
I 
| 


uud v. 1899, 3% Communal-Obliga- 
| tionen v, 1880 und v. 1891, 3% Pfand- 
briefe v. 1909. Pariser 2½ % 400 Fr.- 
Lose v. 1894/96, Pariser 3% 300 Fr.- 
Lose v. 1912, Pester Erster Vater- 
ländischer Sparcassa-Verein 100 Kr.- 
Pıämien-Obligatinnen v. 1906, 8.Apıil; 
Brüsseler 2% Maritime 100 Fr.-I.ose 
v. 1897. 


sich ersichtlich von vornherein darüber klar gewesen, 
dass es die Beschaffung eines vom Verkehr mit der 
Ukraine anerkannten Zahlungsmittels gilt, um einen regu- 
läten Warenb:zug in Gang zu bringen, da die Produkte 
noch zum grossen Teil in den Händen der Erzeuger sind, 
deren Zihlungssitten für höher organisierte Ausgleichs- 
methoden wie Gutschriften, Verrechnungen cte. zu primitiv 
sind. Da aber die Stellung der neuen ukıainischen Re- 
gieruug vielleicht noch nicht autoritativ genug ist, um 
der Note eiuer von ihr privilegierten Notenbank bei der 
Landbevölkerung Eingang zu verschaffen, wird vermutlich 
als massgebendes Zablupgsmittel die alte Rubelnote aus 
der Zarenzeit fungieren müssen. Es gilt daher jür die 
Eit kaufsorganisation der Mittelmächte, sich genügend mit 
diesen Rubelnuten zu versehen, um den Bezug der Waren 
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aus diesen Gebieten in Fluss zu bringen. Zu solchem 
Zweck hat sich eine Rubelaokaufsgemeinschaft aus den 
bedeutendsten deutschen und österreichisch-ungarischen 
Banken konstituiert, welche die erforderlichen Noten be- 
schaffen soll. Es läge jetzt nach der Ratifikation des 
Fıiedensverirages mit Gross-Russlind nahe, die Heran- 
zichung der Noten ven dort zu versuchen. Dieser Weg 
wird aber für den ersten Bedarf noch nicht in Betracht 
kommen können, da die Verhältnisse für den regulären 
Zahlungsausgleich dort noch nicht konsolidiert genug 
sind und überdies für die privaten Zahlungsverpflichtungen 
in Russland nach der Ratifikation des Friedensvertrages 
noch ein Moratorium von drei Monaten eingeräumt ist. 
Ausserdem ist es fraglich, ob heute in Grossrussland ge- 
nügend Noten aus der vorıevolulionären Zeit erbältlich 
wären, da diese bei der Bevölkerung das grössere Ver- 
trauen geniessen und infolgedessen zurückgehalten werden 
Die Ankaufsgemeinschaft wird sich daber zunächst um 
Beschaffung der Rubelnoten im neutralen Ausland be- 
mühen müssen. Es wäre zu wünschen, dass dieser Weg 
nicht zu lange und nicht in zu grossem Umlapge be- 
schritten werden braucht, da er naturgemäss einen Druck 
auf die deutsche und Öösterreichisch-ungarische Valuta im 
neutralen Auslande ausüben muss. be 

Die Annahme liegt nahe, dass diese Rubelbeschaffung 
schon jetzt einen ungünstigen Einfluss auf die Kursent- 
wicklung der deutschen Währung an den neutralen Plätzen 
gehabt bat. Die letzten zwei Weichen haben für Reichs- 
mark einen stärkeren Kursdiuck gebracht, der in seinen 
Ursachen freilich nicht ganz klar liegt. Ihn ausschliesslich 
mit siattgehabten oder noch bevorstehenden Ankäufen von 
Rubelnoten in Verbindung zu bringen, dagegen spricht 
die Tatsache, dass nicht nur die Valuten der Mittelmächte, 
sondern auch die der anderen kriegführenden Länder stark 
gedrückt waren, wenn auch der Kursrückgang bei der 
Reichsmark der grösste war. So ist London in der Schweiz 
seit Anfang des Monats von 21,40 auf etwa 20,80, Paris 
von 79 auf etwa 76, New York von 4½ auf elwa 4,35 
gegangen, während sich Deutschland von 86 auf ca. 80 
ermässigt hat. Es besteht also auf neutraler Seite die 
Neigung, die Guthaben in den kriegführenden Ländern zu 
verringern, was in der Hauptsache mit den im allgemeinen 
wohl wieder gesunkenen Friedenshoffoungen zusammen- 


hängen dürfte. Man betrachtet in Neutralien die Re- 


yet Irix a 


1 


von KMR bi MA IS 


ats 


gulierung im Osten nicht mehr als fördernd für eine Be- 
schleunigung des Gesammtfriedens, wie man sie vor 
einiger Zeit erhofft hatte. Ausserdem haben die Nach- 
richten von der Entente-Konferenz in London die erneute 
Geneigtheit zur Beharrung in der unentwegten Kriegs- 
politik erkennen lassen. Schliesslich muss auch die brutale 
Vergewaltigung Hollands in der Schiffahrtsfrage seitens 
der Alliierten das neutrale Kapital schwer verstimmt und 
zur Lösung geldlicher Engagements in den kriegführenden 
Ländern veranlasst haben. Der stärkere Druck auf Mark 
und österreichisch-ungarische Kronen deutet aber auf be- 
sondere Zusammenhänge hin, für welche Voranschaffungeu 
von Rubelnoten wohl in Betracht kommen könnten. So 
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wird besonders aus der Schweiz, u. a. aus Genf gemeldet, 
dass dort für Rechnung der Mittelmächte Rubelnoten ge- 
kauft worden wären, die anfangs mit 130--140, später 
mit 125 Francs bezahlt worden seien. Von deutscher Seite 
dürften solche Käufe schwerlich erfolgt sein, da die 
Reichsbank wohl noch keine Devisen hierfür zur Ver- 
fügung stellt. Die Ankäufe müssten daher für österreichisch- 
ungarische Rechnung getätigt worden sein. Möglich ist 
aber auch, dass die neutrale Spekulation in Erwartung 
des Kommenden bereits Rubelnoten vorgekauft und Mark 
und Österreichisch ungarische Kronen dagegen zum Ver- 


kauf gebracht hat. 
Justus. 


Antworten des Herausgebers. 


Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem 


aber auch gezen 


Voreinsandung dea Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abieilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Der Herausgeber des Plutus erteilt grundsätzlich keine Auskünfte über die Solidität und den Ruf von Firmen sowie 


über die Qualitat von Wertpapieren. 


Alle hier wiedergegebenen Auskünfte sind nach bestem Wissen und eventuel 
nach eingehender Erkundigung bei Sachverständigen erteilt. 


Leistung des Herausgebers, für die er keinerlei vertragliches Obligu übernimmt. 


St. in Schwerin. Im Heft 11/12 Seite 88 war die 
folgende Anfıage an mich gerichtet worden: „Wenn dem 
Aufsichtsrat und der Direktion einer Aktiengesellschaft 
als Gewinnanteıl satzungsgemäss ein Prozentsatz vom 
Reingewlon zusteht, so ist, wie ich in Staubs Kommentar 
zum Handelsgesetzbuch gelesen habe, von diesem Rein- 
gewinn der Gewinnvortrag für das kommende Jahr (nicht 
der aus dem vorhergehenden) abzuziehen. Die Berechnung 
dieses Vortrages macht jedoch Schwierigkeiten, da meistens 
ausserdem noch ein kleiner Rest verbleibt. Angenommen: 
Eine Akttengesellschaft, deren Leitung 20%, Gewinnanteil 
erhält, hat netto 50 000 π verdient. Vorgetragen sollen 
10000 # werden. Für Dividende sind 30000 % er- 
forderlich. Dapn stellt sich die Abrechnung wie folgt: 
Reingewinn 50000 oÆ abzüglich Vortrag 10000 , 
bleiben 40000 davon 20% Gewinnanteil 8000 Æ, 
Dividende 30 000 Æ, bleiben 2000 £. Nun habe ich 
allerdings festgestellt, dass man bei einem Gewinnanteil 
von 20% den Gewinnvortrag um 1/, erhöhen muss, im 
vorliegenden Falle also um 2500 A auf 12 500 AM, um 
den verbleibenden Rest auszugleichen, Wie stellt sich 
jedoch die Abrechnung bei irgendeinem anderen Prozent- 
satz, beispielsweise bei 10 oder 30 %, dass muss sich 
doch rechnerisch genau festlegen lassen.“ 

Auf meine dazu gegebene Antwort sind zweiEr- 
gänzungen eingegangen. Herr Bankdirektor Heinrich 
Fenger-Wismar schreibt: „Ich erlaube mir darauf hin- 
zuweisen, dass, wenn der Gewinnvo:trag für das kommende 
Jahr nicht von vornherein in ganz bestimmter Höhe an- 
genommen wird, was nicht ratsam ist, um mehrfache 
Versuche zur Glattstellnng des Reingewinns zu vermeiden, 
die nur schwerlich zu einem vollständigen Resultat führen, 
so lässt sich durch eine aritbmetrische Gleichung leicht der 
Gewinnvortrag finden. Bezeichnet man den Reingewinn 
mit g, die tantiemepflichtigen Abzüge wie die Dividende 
usw. zusammen mit a, die Tantieme mit t und den Ge- 
winnvortrag mit x, dann ist 

Xx = g- a— t. 
Da in dem der Anfrage zugrunde liegenden Falle die 
Tantiemie 20 % beträgt, also 
t = (g — x) 20 
De 


st, 


$ 8 
128 — 2 5 =p y~ 
Dann ergibt sich bei Einsetzung der in der Anfrage an- 
gegebenen Werte als Gewinnvortrag 12 500 , als Tan- 
tieme aber nicht 8000 , sondern nur 7500 M. 
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Die Auskunfterteilung ist jedoch eine durchaus freiwillige 
Bei 10% Tantieme ist x =g — a — 2 . 8 
100 9 
Bei 15 % Tantieme ist x = g — a -7315 g— 2 
100 1 
r — * 28 4 
Bei 25 % Tantieme ist x = le y a PAn a 
lo E 100 ES 
TN r 3 — x)! 10 
Bei 30 % Tantieme isl x p — 4 230 TIN a 
lo 8 100 8 7 


Stellt sich nach Einsetzung der zur Verteilung vorge- 
schlagenen Werte in die Gleichuag au Minusresultat 
heraus, so können dıe Dividenden nicht in der beabsich- 
tigten Höhe gezahlt oder andere Abzüge nicht in beab- 
sichtigte Höhe belassen werden.“ 

Herr Direktor Carl Lochmann vom Freiberger 
Bankverein A- G. schreibt: „Ich gestalte mir Ihnen 
folgende Formel zur Berechoeung des neuen Vertiages zu 
übersenden. Dabei ist allerdivgs Voraussetzung, dass die 
Höhe der Dividende (event. Superdividende) zunächst 
feststeht, ausserdem dass die Vorstandstautieme vom Reia- 
gewinn abzüglich neuem Vortrag, die Aulsichtsratstantieme 
vom Reingewinn abzüglich Vordividende (4% meist) und 
Vorstandsıantieme und neuem Vortrag berechnet werden soll. 

Bedeutet: 
= Reingewinn 
= Betrag der Vordividende 
= Betrag der Restdivilende 
= Prozentsatz der Tantieme des Voi standes 
= Prozentsatz der Tautieme des Aufsichtsrates 
= neuer Vortrag, so lautet die Formel: 


x = 10000 (g —d— 1) — 100 [g (a + b) bad] A. gab 
10 090 — 100 {a + b) + ab 
Ist zum Beispiel: 


A Am 


150 000 


g = 

d = 70000 (4% # 1 750 000 
r= 52500 (3%, 4 1750 000) 
a 8 % 

b= 10%, 


so wäre der neue Vortrag 
10.000 (150 000 — 70 050 — 52 500) — 100 [150 000 
SEA USE 10) — 10. 70000] + 150000.8.10 
10 000 — 100 (8 + 10) +8. 10 
dies ergiht ai gerechnet: x = 10 507,25. 
Zur Probe: 
150 000.— 


150 000. G:wion 
N 10 507 25 neuer Vortrag 


139 492.75 davon 8 % Vorstandstant. 


2 aia 


= 11159.42 
138 840.58 
70 000 — Vordividende 
68 840.58 68 840.58 
10507 25 neuer Vortrag 
58 333.33 davon 10%, Aufsichtsratstant. 
5 833.33 
63 007.25 


52 500.— Restdividende 
Rest 10 507.25 neuer Vortrag wie oben. 
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Ueber die Höhe der Dividende wird sich ja meist die 
Verwaltung schon vorher klar sein, es handelt sich nur 
darum, den neuen Vortrag genau festzustellen, um ihn 
schon bei Berechnung der Tantiemen iu Abzug bringen 
zu können, Besteht ein anderer Modus der Verteilung, 
so ändert sich natürlich die Formel, sie ist leicht aus einer 
Gleichung mit einer, event. zwei Unbekannten zu berech nen.“ 


Plutus-Archiv. 
Neue Literatur der Molliswirtſchaft und des Rechts. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier 


besprechen. 


aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders su 


Vorläufig werden sie an dieset Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 
Alle in dieser Rubrik vewähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, 


ausserdem aber auch resem 


Vereinzendunt des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu besiohen.) 


„Wir“. Ein Hindenbugbuch. Von Anton Fendrich. 
Mit Buchschmuck von W. Planck. Stuttgart 1917. 
Franckh'sche Verlagsbuchhandlung. Preis 1.— e. 
geb. 1.60 A. 

Heilige Nacht. — Weihnacht bei Hindenburg — „Wir“. — 
Beim Ktiegsamtmann. — Unsere Frauen. — Volk in Glut. 
„Sesam tue dich auf!“ — Bauernblut und Bauerngut. — 
Kıüppel und Helden. — Der Sturm bricht los. — Das 
Ziel. — Zakünttiges. 

Bodenreform. Deutsche Volksstimme Frei Land, Organ 
der Deutschen Bodenreformer. Leitung: Adolf 
Damaschke. Verlag von J. Harrwitz Nachf. 


G. m. b. H. Berlin. Jahresbezug 6 — M, Einzelheft 
0 30 KA. 28. Jahrgang. 
Nummer 7. — Eine Eingabe zur Verkehrssieuer. — 


Die russische Revolution und die Bodenfrage. Von A. 

Damaschke. — Wie die Grundrente steht? Von Ekkehard 

Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst vom 
5 Dezember 1916 mit Einleitung und Erläuterun- 
zen. Herausgegeben vou Dr. Jur. Georg Baum, 
Rechtsanwalt am Kammergericht in Berlin, Archivar 
des Verbandes der Deutschen Gewerbe- und Kaufmanns- 
gerichte. Siutigart 1917. Verlag von J. Hess. Preis 
brosch. 2.— AM, geb. 3.— #£ einzeln erhältlich. Preis 
des ganzen Werkes etwa 4.— M. 

Begriff des Hilfdienstes. — Hılfsdienstpflichtige Per- 
sonen. — Heranziehung. — Beendigung. — Instanzen. 
Schlichtungstelten. — Oeffentlich rechtliche Stellung der 
hilfsdienstpflichtigen Personen. — Arbeitvertrag, — So- 
zialversicherung — Einwirkung auf bestehende Verträge. — 
Ktiegsleistungsgesetz, sowie die ersten bisher erschienenen 
Auslühtungsbestimmungen des Bundesrats und des Kriegs- 
amtes. 

Soziale Kultur. M.-Gladbach 1917. Volksvereinsverlag 
G. m. b. H. 37. Jahrgang. Preis: 1.50 vierteljährlich. 

4. Heft. — Unser System des Einjährigendienstes. 
Eine Aussprache. Von Prof. Dr. Adolf Mayer, Heidel- 
berg. — Die Organisation des genossenschaftlichen Getreide- 
verkaufes in Nordamerika. Von Dr. Hans L. Rudloff, 
Genf. — Oeffentliches Versicherungswesen: Literatur über 
Kriegsfürsorge (von Dr. E. Zitzen, M.-Gladbach). — 
Wirtschafıswesen: Wie Ungarn seine Seidenzucht und 
-industrie schuf (von Grempe, Berlin Friedenau). 

Die Unabhängigkeit des Banknotenumlaufes vom 
Gelde. Von Dr. Leopold Kovacs Graz 1916. 
Druck und Verlag der Deutschen Vereins druckerei und 
Verlagsanstalt Graz. 

Vom richtigen System der Zahlungsmittel. — Die 
Heterogenität des in- und ausländischen Kreditkapitals. — 
Elastizität und Liquidität.---Zur Frage derParitätswahrung. — 


Bankrate und Privatzinsfuss. — Die Wirkung des steigen- 
den und fallenden Geldwertes. — Das Wesen der aus- 
ländischen Anleihen. — Die Reform. — Nachwort. 


Besinnliches zum Fremdwörterstreit. Von Karl 
O. Erdmann. 165. Flugschrift des Dürerbundes. 
München. Verlag von Georg D. W. Callwey. 
Preis 0.50 . 


Vom heutigen Deutsch- Oesterreich. Von Prof. Dr- 
Robert Sieger. Graz. 166. Flugschrift des Dū- 
rerbundes. München Verlag von Georg D. W. 
Callwey. Preis 0.80 A. 


Laubenkolonien und Kleingärten, Von Le berech 
Migge, Architekt für Gartenbau. Hamburg-Blanke- 
nese. 167. Flugscbrift des Dürerbundes. München. 
Verlag von Georg D. W. Callwey. Preis 0.30 A. 


Lieferungsverträge unter Einwirkung des Krieges 
nach deutschem und österreichischem Rechte. 
Von Dr. Arthur Starke, Rechtsanwalt in Berlin. 
Berlin 1917. Verlag von Franz Vahlen Preis280.4. 

Das Prinzip der Vertragsgellung. — Unmöglichkeit 
der Vertragserfüllung. — Die Hindernisgründe der Ver- 
tragserfüllung im Kriege auf seiten des Verkäufers. — 

Die Hindernisgründe der Vertragserfüllung auf seiten des 

Käufers. — Aufhebung und Veränderung der Vertrags- 

pflichten durch die Kriegsgesetzgebung. — Die staatliche 

Regelung des Wirtschaftsverkehrs, dem Umfange nach. — 

Die Rechtsform der Wirtschaftsregelung und ihre Wirkungen 

auf die Lieferungsverträge. — Sonde:ansprüche. 


Das Urteil desOberlandesgerichts Köln vom 28. März 
1917 mit Rücksicht auf selne Feststellungen 
bezüglich der Berechnung der Tantieme des 
Aufsichtsrats von dem Gewinnvortrage und von 
der Tantieme des Vorstandes. Von Robert 
Esser, Geh, Justizrat, Köln. Bonn 1917. A.Mareus 
und E. Webers Verlag. (Dr. Jur. Albert Ahn) 
Preis brosch. 0.80 M. 


Sozialistische Monatshefte. Herausgeber Dr. J. B] o ch, 
Verlag der Sozialistischen Monatshefte G. m. b. II. 
Berlin W. 35. Preis des Einzelheftes O. 60 W. 

9. Heft 1917. Zum internationalen Sozialistenkongress 
in Stockholm. Von Max Cohen. — Amerika und die 
Kntente. Vou De. Ludwig Quessel, — Kolonialer Handel 
und koloniale Produktion. Von Max Schippel. — Die 


bedeutungsschwere Arbeit im Verfassungsausschuss. Von 
Heinrich Peus. — Neuorientierung der Gemeinden. Von 
Carl Severing. — Ein Kapitel aus der Frauenberufsarbeit. 


Von Heinrich Stühmer. 


Verantwortlich flir den redaktionellen Teil Dr. iur. Paul Erte]-Berlin. 


Anzeigen des Plutus. 


———_ 


Achte Kriegsanleihe 


5% Deutsche Reichsanleihe. 


i 


4½ 0% Deutsche Reichsschatzanweisungen, alt 110 810 E 


Zur Bestreitung der durch den Krieg erwachsenen Ausgaben werden weitere 5% Schuldverschreibungen des 


Reichs und 4½ % Reichsschatzanweisungen hiermit zur öffentlichen Zeic 


Das Reich darf die Schuldverschreibungen frühestens zum 1. Oktober 


hren Zinsfuss vorher nicht herabsetzen. 


nnung aufgelegt. 


1924 kündigen und kann daher audi 


Sollte das Reich nach diesem Zeitpunkt eine Ermässigung des Zinsfusses 


beabsichtigen, so muss es die Schuldverschreibungen kündigen und den Inhabern die Rückzahlung zum voller 


Nennwert anbieten. 
sfändung usw.) verfügen. 


Die Bestimmungen über 
inwendung. 


1. Annahmestellen 


Zeichnungsstelle 


en 


on Montag, den 18. März, bis 


ist die der P 
reichs bamk. Zeichnungen wer- 


Das Gleiche gilt auch hinsichtlich der früheren Anleihen. 
jerschreibungen und Schatzanweisun 


Die Inhaber können über die Schuld 


gen wie über jedes andere Wertpapier jederzeit (durch Verkauf, Ver 


Bedingungen. 


gemossenschaft und 
Postanstalt erfolgen. 


jeder 
Wegen 
ostzeichnungen siche Ziffer 7. 
Zeichnungsscheine sind bei allen 
vorgenannten Stellen zu haben. Die 
Zeichnungen können aber auch ohne 


donnerstag, den 18. April 1918, Verwendung von Zeichnungsscheinen 


mittags 1 Uhr 


ei dem Kontor der Reichs- 
auptbank für Wertpa- 
iere in Berlin (Postscheckkonto 
erlin Nr. 99) und bei allen Z w ei œ 
nstalten der Reichs ban k 
it Kasseneinrichtung entgegenge- 
ommen. Die Zeichnungen können 
uch durch Vermittlung der Preu- 
ischen Staatsbank (König- 
chen Seehandlung), der Preu- 
ischen Oentral-Genossen- 
chaftskasse in Berlin, 
‘öniglichen Hauptbank in 
ürnberg und ihren Zweigan- 
alten sowie sämtlicher Banken, 
ankiers und ihrer Filialen, 
imtlicher öffentlichen Spar- 
assen und ihrer Verbände, 
der Lebensversicherungs- 


der | 


brieflich erfolgen. 


2. Einteilung. Zinsenlauf. 


Die Schuldverschreibun- 
gen sind in Stücken zu 20000, 
10.000, 5000, 2000, 1000, 500, 200 
und 100 Mark mit Zinsscheinen, 
zahlbar am 2. Januar und 1. Juli 
jedes Jahres, ausgefertigt. Der 
Zinsenlauf beginnt am 1. Juli 
1918, der erste Zinsschein ist am 
2. Januar 1919 fällig. 

Die Schatzanweisungen sind in 
Gruppen eingeteilt und in Stücken 
zu 20000, 10000, 5000, 2000 und 
1000 Mark mit dem gleichen Zinsen- 
lauf und den gleichen Zinsterminen 
wie die Schuldverschreibungen aus- 
gefertigt. Welcher Gruppe die ein- 
zelne Schatzanweisung angehört, ist 


esellschaft, jeder Kredit- aus ihrem Text ersichtlich. 


die Schuldverschreibungen finden auf die Schuldbuchforderungen entsprechend 


1 

3. Einlösung der Schatz- 
anweisungen. 

Die Schatzanwoisungen werden 
zur Einlösung in Gruppen im Januar 
und Juli jedes Jahres, erstmals im 
Januar 1919, ausgelost und an dem 
auf die Auslosung folgenden 1. Juli 
oder 2. Januar mit 110 Mark für je 
100 Mark Nennwert zurückgezahlt 
Die Auslosung geschieht nach dem 
gleichen Plan und gleichzeitig mit 
den Schatzanweisungen der sechsten 
Kriegsanleihe. Die nach diesem 
Plan auf die Auslosungen im Januar 
und Juli 1918 entfallende Zahl von 
Gruppen der neuen Schatzanweisun- 
gen wird jedoch erst im Januar 1919 
mit ausgelost. 

Die nicht ausgelosten Schatzan- 
weisungen sind seitens des Reiche 
bis zum 1. Juli 1927 unkündbar. 
Frühestens auf diesem Zeitpunkt ist 
das Reich berechtigt, sie zur Rück- 
zahlung zum Nennwert zu kündi- 


gen, jedoch dürfen die Inhaber als 
dann statt der Barrückzahlung 
4proz., bei der ferneren Auslosung 
mit 115 Mark für je 100 Mark 
Nennwert rückzahlbare, im übrigen 


den gleichen Tilgungsbedingungan 
br € 5 


Schatzunweisungen 
Frühestens 10 Jahre nach 
der ersten Kündigung ist das Reich 
wieder berechtigt, (die d | 
verlosten Se} 
Rückzahlung 
kündi gen, 
die Inhaber 
3% proz. 


unterliegende 
fordern. 


ann noch un 

Latza Nweisungen 
zum i 

Jedoch 


zur 
zu 
alsdann 
Barzahlun g 
für je 100 
rückzahlbare, im 
gleichen Tilgungsbe- 
unterliegende Schatzan- 
an fordern. Eine weitere 
kündigung ist nicht zulässig. Die 
ER müssen à spätestens 

ite vor der Rückzahlung 


und düre 18 2 
15 dürfen nur aut einen Zinstermin 
erfolgen. 


Nennwert 
dürfen 
statt der 
mit 120 Mark 
Mark Nennwert 
übrigen den 
dingungen 


Wels ungen 


Pii * P . 
Ur die Verzinsung der Schatz. 


1 Weisungen und. ihre Tilgung 
urch A uslosung werden von der 


verstärkten Auslosung im ersten 

uslosungsternin (vgl Abs. 1) ab- 
gesehen — jährlich 5% vom Nenn- 
wert ihres ursprünglichen Betrages 


aufgewendet. Die ersparten Zinsen 
Lon den ausgelosten Schatzanwei- 


Sungen werden zur Einlösung. mit- 
verwendet, Die auf Grund der Kün- 
digungen vom Reiche zum Nenn 
wert zurückgezallten Schatzunwei- 
zungen nehmen für Rechnung des 

ichs weiterhin an der Verzinsung 
und Auslosung teil. 


Am J. Juli 1967 werden die bis 
dahin etwa nicht ausgelositen 
Schatzanweis ungen mit dem alsdann 
für die Rückzahlung der aus 
gelosten Schatzanweisuneen mah- 
gebonden Betrage (110%, 115% oder 
126%) zurückgezahlt. 


4. Zeichnungspreis, 
Der Zeichnungspreis beträgt: 
für die 5%, Reichsanleihe, wenn Stücke 


verlangt werden . . 98,— M., 


für die 5% Roichsanleihe, wenn 
Eintragung in das Reichs- 
Schuldbuch mit Sperre 
bis zum 15. April 1919 bean- 


tragt wird . e - 97,80 M., 
ür die 4½% Reichsschatz- 
anweisungen 96, — M., 


für je 100 Mark Nennwert unter 
er rechnung der üblichen 
Stückzinsen. 


5. Zuteilung. Stückelung. 


Die Zuteilung findet tunlichst bald 
nach dem Zeichnunesschluß statt. 
Die bis zur Zuteilung schon bezahl- 
ten Beträge gelten als voll zu geteilt. 
Im übrigen entscheidet die Aeich- 
nungsstelle über die Höhe der Zu- 
teilung. Besondere Wünsche wegen 
der Stückelun g sind in dem da- 
für vorgesehenen Raum auf der Vor- 
derseite des Zeichnungsscheines an- 
zugeben. Werden derartige Wünsche 
nicht zum Ausdruck gebracht, so 
wird die Stückelung von den Ver- 
mittlungsstellen nach ihrem Er- 
miessen vorgenommen. Späteren An- 
trägen auf Abänderung der Stücke- 
lung kann nicht stattgegeben 
Werden.“ 

Zu allen Schatzunweisungen sowohl 
Wie zu den Stücken der Reichsanleihe 
von 1000 Mark und mehr werden auf 
Antrag vom Reichsbank-Direktorium 
ausgestellte Awischenscheine 
ausgegeben, über deren Umtausch in 
endgültige Stücke das Erforderliche 
später öffentlich bekanntgemacht wird. 
Die Stücke unter 1000 Mark, zu denen 
Zwischenscheine nicht vorgeselien sind, 
werden mit möglichster Beschleuni- 
gung fertiggestellt und voraussicht- 
lich im September d. J, ausgegeben 
werden. 

Wünschen*Zeichner von Stücken der 
5% Reichsanleihe unter 1000 Mark 
ihre bereits bezahlten, aber noch nicht 
gelieferten kleinen Stücke bei einer 
Darlehnskasse des Reichs zu beleihen, 
so können sie die Ausfertigung be- 
sonderer Zwischenscheine zwecks Ver- 
pländung bei der Darlchnskasse be- 
antragen; die Anträge sind an die 


* Die zugeteilten Stücke sämtlicher 
Kriegsanleihen werden auf Antrag der 
Zeichner von dem Kontor der Reichs- 
hauptbank für Wertpapiere in Berlin 
nach Maßgabe seiner für die Nieder- 
legung geltenden Bedingungen bis zum 
1. Oktober 1919 vollständig kosten- 
frei aufbewahrt und verwaltet. Kine 
Sperre wird durch diese Niederlegung 
nicht bedingt; der Zeichner kann sein 
Depot jederzeit — auch vor Ablauf 
dieser Frist — zurücknehmen. Die 
von dem Kontor für Wertpapiere aus- 
gefertigten Depotscheine werden von 
den Darlehnskassen wie die Wert- 
papiere selbst beliehen. 


nung 


Stelle zu richten, bei der die 7 
erfolgt ist. Diese Awis 
scheine werden nicht an die Zei 
und Vermittlungsstellen ausgehän 
sondern von der Reichsbank unm 
bar der Darlehnskässe übergeben 


6. Einzahlungen. 


Die Zeichner können die geze 
neten Botrüge vom 28. März d 
an voll bezahlen. Die Verzins 
etwa schon vor (diesem Tage 
zahlter Beträge erfolgt gleichf 
erst vom 28. März ab. 

Die Zeichner 
30%, des 

am 27. 


20% des 
am 24, 


sind verpflich 
»ugeleiiten Betrages späles 
A parlida] 


zugeteilten d 
Mai dg, 


25% «les zugeteilten — 
am 21, Juni d. J. 


25% des zugeteilten 5 : 
am 18. Juli d. J. 

zu bezahlen. Frühere Teilzahlung 
sind zulässig, je loch nur in rund 
durch 100 teilbaren Beträgen 
Nennwerts. Auch auf die kleir 
Zeichnungen sind Teilzahlung 
Jederzeit, indes nur in runden, dur 
100 teilbaren Beträgen des Ner 
wertes gestattet; doch braue 
die Zahlung erst geleistet, 
werden, wenn die Summe der f äll 
gewordenen Teilbeträge weni gsti 
100 Mark ergibt. 


Die Aahlung hat bei de 
selben Stelle zu erfolgen 
bei der die Zeichnung al 
gemeldet worden ist. 


Die am 1. August d. J. zur Rus 
zahlung fälligen 80 000 000 Mar 
4proz. Deutsche Reichs 
schatz anweisungen von 191 
Serie I werden bei der Begle 


z a 
chung zugeteilter 


Kriegsanleihe 
zum Nennwert — unter Abzug de 
Stückzinsen 


vom Zahlungstage 
frühestens aber vom 28. März al 
bis zum 31. Juli in Zahlum; 
genommen. Die zu den Stücken ge 
hövenden Zinsscheine verbleiben der 
Aelchnern. 


Die im Laufe befindlichen un 


verzinslichen Schatzscheine 
des Reichs werden — unter Ah. 


zug von 5% Diskont vom Zahlungs 
tage, frühestens vom 28. März ab, 
bis zum Tage ihrer Fälligkeit 
in Zahlung Semen 


7. Postzeichnungen. 


Die Postanstalten nehmen 
nur Zeichnungen auf die Sproz. 
Reichsanleihe entgegen. Auf 
diese Zeichnungen kann die Voll- 


zahlung am 28. März, sie muß 
aber spätestens am 27. April ge- 
leistet werden. Auf bis zum 
28. März geleistete Vollzahlungen 
werden Zinsen für 92 Tage, auf 
Alle anderen Vollzahlungen bis zum 
27. April, auch wenn sie vor 


liesem Tage geleistet wer- 


len, Zinsen für 63 Tage vergütet. 


8. Umtausch, 


Den Zeichnern neuer 4½ proz. 
schatzanweisungen ist es gestattet, 
laneben Schuldverschreibungen 
ler früheren Kriegsanleihen und 
schatzanweisungen der T., IL, IV. 
ind V. Kriegsanleihe in neue 
proz. Schatzanweisungen umzu- 
auschen, jedoch kann jeder Zeichner 
öchstens doppelt so viel alte An- 
eihen (nach dem Nennwert) zum 
Imtausch anmelden, wie er neue 
chatzanweisungen gezeichnet hat. 


Berlin, im März 1918. 


Norddeutsche Grund-Uredit-Bank. 
Bilanz per Ji. Dezember 1917. a 


Aktiva. i M PI. a 7 
Kasse und Guthaben bei Bankhäusern . 2 416 22987 jetzt Fried. 
Wechsel Nee 495115 
Darlehen auf Wertpapiere 207 231,70 
F baple re Me, 4 161 311/40 
Debitoren (darunt, eine Staltgem, M. 2 500 000, —)] 3 010 65050 
Hypotheken. ni Ti g PEUT 99 402 108168 | in Kiel 
Ewpolihekenzinsenk. ale A ae. 967 482,19 
(rückst. M. 175 056,42, davon abgeschrieben Essen 
M. 159 652,54) 15 
Bankgebäude $ 235 939/25 K 
CCE 2 200| — 2 
Wertpap. d. Beamt.-Unterstütz.-F.(Pfandbr.d.Bk.) 146 500— 
110 555 148074] in Berlin 
Passlya. M Pff >» n 
Aktien-Kapital . oe. — 7 500 000 — » » 
Resemyefonds: uni... a 86177327 n n 
Spezial-Reservefonds . re TER 395 980|79 ” n 
Pfandbrief-Agio und Disagio-Vortrag . 457 853107 | Köln 
Zinsen- und Provisions-Vortrag . 79129779 f » 
Beamten-Unterstützungsfonds . 146 564 
Kreditoren 555 862131 
Pfandbriefe n 97 966 600 — » n 
Fāllige und für 1917 anteilige Pfandbrief-Zinsen| 1 019 77% 85 
Rückständige Dividenden e 2844.— n * 
Talonsteuer- Vortrag 202 41870 
Gewinn- und Verlust-Konto 65417726 
110 555 148744 


„ Die Dividende von 6°,, ist vom 22. März d. J. ab an unseren 
Kassen in Welmar und Berlin sowie an den übrigen bekannien 


Zahlstellen zahlbar. 
Weimar, den 21. März 1918, 


III 


der Zeichnungsfrist bei derjenigen 
Jeichnungs- oder Vermittlungs- 
stelle, bei der die Schatzanweisungen 
gezeichnet worden sind, zu stellen. 
Die alten Stücke sind bis zum 
29. Juni 1918 bei der genannten 
Stelle einzureichen. Die Einreicher 
der Umtauschstücke erhalten auf 
Antrag zunächst Zwischenscheine 
zu den neuen Schatzanweisungen. 

Die 5proz. S huldverschreibungen 
aller vorangegangenen Kriegsan- 
leihen werden ohne Aufgeld gegen 
die neuen Schatzanweisungen um- 
getauscht. Die Einlieferer von 
5proz. Schatzanweisungen erhalten 
eine Vergütung von 2 Mark für je 
100 Mark Nennwert. Die Fin- 
lieferer von 4½ proz. Schatzanwei- 
sungen der vierten und fünften 
Kriegsanleihe haben 3 Mark für je 
100 Mark Nennwert zuzuzahlen. 

Die mit Januar / Juli Zinsen aus- 
gestatteten Stücke sind mit Zins- 
scheinen, die am 2. Januar 1919 
fällig sind, die mit April/Oktober- 
Zinsen ausgestatteten Stücke mit 


Zinsscheinen, die am 1. Oktober 1918 


Die Umtauschanträge sind innerhalb fällig sind, einzureichen. Der Um: 


tausch erfolgt mit Wirkung vom 
1. Juli 1918, so daß die Einlieferer 
von April/Oktober-Stücken auf ihre 
alten Anleihen Stückzinsen für ein 
Viertel Jahr vergütet erhalten. 
Sollen Schuldbuchforderungen 
zum Umtausch verwendet werden, 
so ist zuvor ein Antrag auf Aus- 
reichung von Schuldverschreibungen 
an die Reichsschuldenverwaltung 
(Berlin SW 68, Oranienstraße 92-94) 
zu richten. Der Antrag muß einen 
auf den Umtausch hinweisenden 
Vermerk enthalten und spätestens 
bis zum 6 Mai d. J. bei der Reichs- 
schuldenverwaltung eingehen. Dar- 
aulhin werden Schuldverschrei- 
bungen, die nur für den Umtausch 
in Reichsschatzanweisungen geeignet 
sind, ohne Zinsscheinbogen aus- 
gereicht. Für die Ausreichung 
werden Gebühren nicht erhoben. 
Eine Zeichnungssperre steht dem 
Umtausch nicht entgegen. Die 
Schuldverschreibungen sind bis zum 
29. Juni 1918 hei den in Absatz 1 
genannten Zeichnungs- oder Ver- 
mittlungsstellen einzureichen. 


Reichsbank - Direktorium. 


[2502] 


[2515 


Die Direktion 


Havenstein. 


4% Anleihe der Schiff. und Maschinenbau- 
Aktiengesellschaft „Germania“ 


v. Grimm. 


Krupp Aktiengesellschaft 


Germaniawerft in Kiel-Gaarden. 


Die am 1. April 1918 fälligen Zinsscheine dieser Anleihe 

werden vom Fälligkeilstag ab eingelöst: 

bei der Hauptkasse von Fried. Krupp Aktien- 
gesellschaft, Germanlawerit, 

bei der Hauptkasse der Fried. Krupp Aktien- 
gesellschaft, 

bei der Essener Credit- Anstalt, 

m bei der Direction der Disconto- Gesellschaft, 
Filiale Essen, 

bei der Dresdner Bank, 

bei der Berliner Handels-Gesellschaft, 

bei der Deutschen Bank, 

bei der Direction der Disconto-Gesellschaft, 

bei dem Bankhause Delbrück Schickler & Co., 

bei dem Bankhause Deichmann & Co., 7 

5 bei der Dresdner Bank in Köln, 

„ Frankfurt a. M. bei der Dresdner Bank in Frank- 


furt a. M., 

bei der Deutschen Bank, Filiale 
Frankfurt a. M., 

bei der Direction der Disconto- 
Gesellschaft Filiale Frank- 
furt a. M. (2517) 


e 8 Von Georg Bernhard. 
die Börse. Preis 1.10 Mk. 


Plutus-Verlag, Berlin W. 62, Kleiststrasse 21. 


